
Bauleitplanung der Stadt Wetzlar

Bebauungsplan Wetzlar Nr. 213 „Dalheim“, 4. Änderung
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a BauGB

STELLUNGNAHME: 1.1 Privatperson Hoffrichter, Schreiben vom 20.12.2015

Zu 1.1.1

Die Zufahrt zu den Garagen ist weiterhin gewährleistet. Das Grundstück
Flurstück Nr. 327 wird als Fläche für Stellplätze festgesetzt. Die Fläche
befindet sich in städtischem Eigentum. Entlang der östlichen Grenze
können weitere offene Stellplätze entstehen. Zwischen den geplanten
Stellplätzen und den bestehenden Garagen befindet sich eine Zufahrts-
fläche von mehr als 8,0 m. Diese Breite ist ausreichend für das Ein-und
Ausfahren in die Garagen.

1.1.1



1.2.1

Zu 1.2.1 :

Der Anregung wird gefolgt. Die Baugrenze auf dem Grundstück Lam-
pertsgraben 81 wird dahingehend erweitert, dass zumindest ein Anbau an
das bestehende Haus erfolgen kann.

Bei der Erweiterung des Baufensters muss auf eine bestehende Ferngas-
leitung Rücksicht genommen werden, die das Grundstück hinsichtlich ih-
res Schutzstreifens berührt. Die Ferngasleitung wird im Bebauungsplan
nachrichtlich übernommen. Der Schutzstreifen mit einer Breite von 8,0 m
wird mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der PLEDOC
und deren Rechtsnachfolger festgesetzt.
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Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a BauGB

STELLUNGNAHME: 1.2 Privatperson Schreiter, Schreiben vom 05.01.2016
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STELLUNGNAHME: 1.3 Privatperson Möglich, Schreiben vom 08.09.2015

1.3.1

Zu 1.3.1 :

Die Zufahrt von lediglich 2,0 m über die Fußwegeparzelle Flurstück Nr.
255/2 ist für eine ausreichende Erschließung eines Baugrundstücks zu
schmal und ungeeignet. Eine Befahrbarkeit ist weder mit Einsatz- und
Rettungsfahrzeugen, noch mit Pkws gegeben. Aufgrund der örtlichen Ver-
hältnisse mit einer Böschung und einer aufgesetzten Hangbefestigung auf
dem Nachbargrundstück kann ein Ausbau – wenn überhaupt möglich –
nur mit unangemessen hohem Erschließungsaufwand hergestellt werden.
Dabei wäre auch erheblich in das Nachbargrundstück einzugreifen, wel-
ches sich nicht im Besitz der Stadt Wetzlar befindet. Von daher kann der
Anregung nicht gefolgt.



1.4.1
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Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a BauGB

STELLUNGNAHME: 1.4 Privatperson Loh, Schreiben ohne Datum

Zu 1.4.1 :

Der Anregung wird gefolgt. Es wird nun ein 4,0 m breiter Erschließungs-
weg festgesetzt. Das bedeutet zunächst, dass das Baurecht für die Her-
richtung der Straße hergestellt wird. Eine Verpflichtung der Stadt zur Her-
stellung der Straße kann von dieser Festsetzung jedoch nicht abgeleitet
werden.



Bauleitplanung der Stadt Wetzlar

Bebauungsplan Wetzlar Nr. 213 „Dalheim“, 4. Änderung
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STELLUNGNAHME: 1.5 Privatperson Kämpfer, Schreiben vom 27.02.2017

1.5.1

1.5.2

Zu 1.5.1 :

Die Kartierungen des Hess. Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und
Geologie gem. EG-Umgebungslärmrichtlinie ergeben für die Ände-
rungspunkte in Bezug auf den Straßenverkehr weder zu den Tagzeiten,
noch zu den Nachtwerten Überschreitungen. Die ermittelten Werte lie-
gen zu allen Tageszeiten unter 55 dB(A) und zu den Nachtzeiten unter
50 dB(A). Die Werte liegen deutlich unter den Auslösewerten für Lärm-
konfliktpunkte der Lärmminderungsplanung. Diese liegen in der aktuel-
len 2. Stufe der Lärmminderungsplanung bei tags bei 65 dB(A) und bei
nachts 55 dB(A) (Quelle: RP Gießen: Lärmaktionsplan Straßenverkehr
der 2. Stufe – Ergebnisdarstellung vom 25.04.2016)

Zu 1.5.2.

Das Aufstellungsverfahren zur 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr.
213 „Dalheim“ erfolgt im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung
einer Umweltprüfung. Bei den hier angesprochenen Auswirkungen auf
Tier- und Pflanzenwelt kann es sich nur um das Artenschutzgutachten
handeln, das auf Grundlage europäischer Gesetzgebung erstellt wurde.

Zu 1.5.3.

Für den Lärmschutz entlang der Bundesstraße B 49 ist das Land Hes-
sen als Straßenbaulastträger zuständig. Nach Aussage von Hessen
Mobil sind keine weiteren Maßnahmen auf Höhe von Dalheim geplant.
In 2007 begann der Bund mit der Planung des vierstreifigen Ausbaus
der B 49 (12. Bauabschnitt Oberbiel-Dalheim). In dem erforderlichen
Baurechtsverfahren wurden auch Lärmschutzmaßnahmen formuliert,
die den betroffenen Anliegern garantieren sollen, dass die Grenzwerte,
die durch die Bundesimmissionsschutzverordnung (BImschV) festge-
legt sind, nicht überschritten werden. Diese Maßnahmen wurden durch
den Bund in 2011/2012 im Zuge der Baumaßnahme umgesetzt.

1.5.3



Da für einige Bereiche keine Lärmschutzmaßnahmen gemäß des Gut-
achtens des Bundes erforderlich sind, blieben Lücken in den Wänden
und Wällen, sowohl an der Süd- als auch an der Nordseite der B 49.
Diese Lücken sollen gemäß der Forderung der IG Lärmschutz ge-
schlossen werden, da, so die Auffassung der Anlieger, hierdurch eine
spürbare Reduzierung des Lärmpegels sich ergeben würde.

Da der Bund aus o. g. Gründen keine Veranlassung für den Bau des
Lückenschlusses hat, wurde seitens der Stadt Wetzlar das Schall-
schutzgutachten ergänzt, um zu klären, inwiefern hier Maßnahmen
ergriffen werden können und wer hiervon profitiert. Es wurden mehrere
Varianten des Lückenschlusses hinsichtlich ihrer Art (Wall oder Wand)
und ihrer Höhe untersucht.

Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass der Schall in Teilberei-
chen durch den Lückenschluss nur minimal reduziert werden kann. Die
größte Auswirkung kann direkt hinter der Mauer/dem Wall festgestellt
werden. Zudem können Bereiche im Süden von Lärmschutzmaßnah-
men profitieren. In diesen Bereichen ist allerdings keine Bebauung vor-
handen, so dass niemand hiervon einen Nutzen hat.

Auf Grund der Topographie haben Schallschutzwände auf der Nordsei-
te der B 49 kaum Auswirkungen. Im Bereich der Bebauung der Bres-
lauer Straße ergäben sich beim Bau einer 4 m hohen Lärmschutzwand
Pegeldifferenzen von 0,5 dB gegenüber dem Bestand; in der Österrei-
cher Straße gar keine.

Sollte die Stadt Wetzlar hier tätig werden, würde es sich um freiwillige
Leistungen handeln. Die derzeitige Haushaltssituation sei jedoch nicht
dazu geeignet, freiwillige Leistungen im investiven Bereich dieser Art
zu erbringen.



+
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Bebauungsplan Wetzlar Nr. 213 „Dalheim“, 4. Änderung
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a BauGB

STELLUNGNAHME: 2.1 Regierungspräsidium Gießen, Schreiben vom
22.12.2015



Zu 2.1.1:

Die Änderungspunkte Nr. 2 (Lampertgraben 8-12), Nr. 4 (Hohe Stra-
ße 33-35) und Nr. 15 (Schwalbengraben 110-116) grenzen an die
Altablagerung „Schwalbengraben“ mit der AFD-Nr. Nr. 532.023.290-
000.017 an. Die Abgrenzung der Altablagerung ist im Bebauungs-
plan gekennzeichnet. Des Weiteren befindet sich innerhalb des Gel-
tungsbereiches der 4. Änderung ehemaliger Tagebau, der gleichfalls
in der Plankarte gekennzeichnet ist.

Sollte bei Baumaßnahmen im Bereich der Altablagerung und von
dem Tagebau in den Boden eingegriffen werden, sind die bereits
vorliegenden Informationen zu berücksichtigen. In Anhängigkeit von
diesen Informationen sind ggf. weitere Maßnahmen, wie z. B. zu-
sätzliche Recherchen oder umwelttechnische Untersuchungen, um
mögliche Gefährdungen auszuschließen bzw. zu vermeiden. Gleich-
zeitig sind in diesem Bereich sowie einem Abstand von ca. 30 m um
die vermutete Altablagerung herum bei Erdarbeiten gutachterliche
Begleitungen erforderlich. Dieses wird als Hinweis in den Bebau-
ungsplan aufgenommen.

2.1.1



2.1.2

Zu 2.1.2:

Der Anregung wird gefolgt, es werden nun die Bergschadensgebiete
im Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. Die überbaubaren
Grundstücksflächen werden den Bergschadensgebieten angepasst.



2.2.1

Zu 2.2.1:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender
Hinweis wird in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenom-
men.
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Bebauungsplan Wetzlar Nr. 213 „Dalheim“, 4. Änderung
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a BauGB

STELLUNGNAHME: 2.2 Lahn-Dill-Kreis, Abteilung Gesundheit, Schrei-
ben vom 19.01.2017
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Bebauungsplan Wetzlar Nr. 213 „Dalheim“, 4. Änderung
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a BauGB

STELLUNGNAHME: 2.3 Lahn-Dill-Kreis, Schulabteilung, Schreiben vom
21.12.2015

Zu 2.3.1:

Die Anregung ist vollumfänglich berücksichtigt, die Fläche für den
Schulbus ist als Verkehrsfläche und die Stellplätze sind als Fläche für
Stellplätze festgesetzt. Bezüglich der Eigentumsverhältnisse bzw.
einer Nutzungsvereinbarung wird sich die Stadt Wetzlar in absehbarer
Zeit mit dem Lahn-Dill-Kreis in Verbindung setzen.

2.3.1



2.3.2

Zu 2.3.2:

Es sind keine Veränderungen in den Straßenquerschnitten des Berli-
ner Ringes und der Hohen Straße vorgesehen.
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STELLUNGNAHME: 2.4 Lahn-Dill-Kreis, FD Wasser- und Bodenschutz,
Schreiben vom 11.12.2015

Zu 2.4.1:

Der Hinweis wird in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen.

2.4.1



Zu 2.4.2:

Der Hinweis wird in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen.2.4.2
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Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 13a BauGB

STELLUNGNAHME: 2.5 Telekom, Schreiben vom 03.12.2015

Zu 2.5.1:

Die Leitungen der Telekom, die sich in den Geltungsbereichen der Ände-
rungen befinden, werden in den Bebauungsplan eingetragen. Auf eine
Eintragung der Leitungen, die sich im öffentlichen Straßenraum befinden,
für die keine baulichen Veränderungen vorgesehen sind, wird aufgrund
der Vielzahl an Leitungen verzichtet.

2.5.1





2.6.1
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STELLUNGNAHME: 2.6 PLEDOC, Schreiben vom 15.02.2017

Zu 2.6.1 :

Es wird nun die Ferngasleitung auf Höhe des Lampertsgraben in den Be-
bauungsplan nachrichtlich übernommen. Der Schutzstreifen mit einer Brei-
te von 8,0 m wird im Bereich Lampertsgraben 81 zusätzlich mit einem
Leitungsrecht zugunsten der PLEDOC und ihren Rechtsnachfolger verse-
hen.






